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Betrifft: Italienisches Gesetzesdekret zu dringlichen Vorschriften für die Steuerung der 
Migrationsströme

Am 3. Januar 2023 trat in Italien das Gesetzesdekret 1/2023 über dringende Bestimmungen für die 
Steuerung der Migrationsströme in Kraft. Darin ist vorgeschrieben, dass zivile Rettungsschiffe nach 
jeder Rettung unverzüglich einen bezeichneten Hafen, oft einen entfernten Hafen, anlaufen müssen, 
wodurch sich Such- und Rettungseinsätze verzögern. Diese Verzögerung wird noch dadurch 
verstärkt, dass Schiffe in der Regel über mehrere Tage hinweg mehrere Rettungsmaßnahmen 
durchführen. Die Nichtregierungsorganisation (NRO) Ärzte ohne Grenzen geht davon aus, dass ihre 
Schiffe, wenn sie im Jahr 2022 nach jedem Rettungseinsatz gezwungen gewesen wären, ihr 
Einsatzgebiet zu verlassen, nur 1030 statt 3050 Menschen hätten retten können

Darüber hinaus verpflichtet das Gesetzesdekret NRO, Initiativen durchzuführen, die darauf abzielen, 
gerettete Personen über die Möglichkeit zu informieren, internationalen Schutz zu beantragen, und 
alle von ihnen erhobenen Daten an die zuständigen Behörden weiterzugeben.

1. Ist die Kommission der Auffassung, dass das Gesetzesdekret 1/2023 mit den europäischen und 
globalen See- und Menschenrechtsnormen, insbesondere dem Seerechtsübereinkommen der 
Vereinten Nationen und dem Internationalen Übereinkommen über den Such- und 
Rettungsdienst auf See, im Einklang steht?

2. Befürwortet die Kommission, dass NRO Daten an Bord privater Schiffe erheben und 
Asylverfahren einleiten, oder ist sie der Ansicht, dass dies weiterhin Aufgabe der Staaten sein 
sollte?
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